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Abgeordneter Hermann Brückl, MA (FPÖ): Herr Präsident! Geschätzte Damen und 

Herren! Herr Minister! Hohes Haus! Wie bereits gesagt, werden mit dieser Initiative, mit 

diesem Gesetz die Sommerschulen sozusagen in unser Schulrecht überführt. Das ist 

grundsätzlich positiv. Auch wir halten es für sehr gut, dass man das jetzt macht, vor 

allem bewerten wir sehr positiv, dass man da auch eine Forderung von uns 

übernommen hat: Wir haben uns dafür eingesetzt, dass jene Lehramtsstudenten 

und -studentinnen, die da zum Einsatz kommen, entsprechend für ihre Leistung 

bezahlt werden. 

Was uns bei der Sommerschule allerdings fehlt, ist das Angebot an jene Schüler, die 

besser sind, die begabt sind oder die vielleicht sogar hochbegabt sind, denn im Mittel-

punkt – was die Sommerschule betrifft – soll die Stärkung des Sprachbewusstseins in 

der Unterrichtssprache Deutsch in den Bereichen Lesen, Schreiben, Hörverstehen und 

Sprechen sowie der Erwerb mathematischer Grundkompetenzen stehen. Welches An-

gebot, Herr Minister, gibt es aber für jene Schüler, gibt es für jene Kinder und Jugend-

lichen, die in ihrem Leistungsvermögen durchschnittlich sind, die gut sind oder die 

vielleicht auch besser sind? Da wird man nachbessern müssen, und wir sagen auch, 

da muss man nachbessern.  

Darüber hinaus frage ich mich, was diese Gesetzesvorlage betrifft, warum man in eine 

Vorlage, bei der es eigentlich um das Schulorganisationsgesetz geht, eine Änderung 

des 2. COVID-19-Hochschulgesetzes hineinpackt. – Das hat da grundsätzlich nichts ver-

loren. 

Um zum Schluss zu kommen: Für uns ist nicht nachvollziehbar, es wurde bereits ange-

sprochen, warum man die Regelungen für den häuslichen Unterricht, für den 

Heimunterricht verschärft. Das ist völlig unnötig, noch dazu, wo wir vor wenigen 

Wochen einen Allparteienantrag beschlossen haben, in dem steht: Wir erheben die 

Gründe, warum Eltern ihre Kinder vom Unterricht abmelden. – Das wurde einstimmig 

beschlossen. Man wartet da nicht ab, es gibt auch keine Entscheidungsgrundlage für 

ein derartiges Vorgehen. Es ist nicht evidenzbasiert, dass man jetzt solche Regelungen 

und solche Einschränkungen in diesem Bereich trifft.  

Wir werden diesem Antrag, obwohl wir die Sommerschule grundsätzlich positiv sehen, 

nicht zustimmen, weil man gerade für Eltern, die sich Sorgen um ihre eigenen Kinder 

machen, diese Regelungen verschärft. (Beifall bei der FPÖ.) 
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Präsident Ing. Norbert Hofer: Zu Wort gelangt nun Frau Mag. Sibylle Hamann. – 

Bitte, Frau Abgeordnete.  

 


